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Plan für neue Kraftwerke gefordert
AargauerWirtschaftsverbändemachen in der EnergiepolitikDruck auf denRegierungsrat.

NachdemScheiterndesnationa-
lenCO2-Gesetzesundderkanto-
nalenEnergievorlageinderVolks-
abstimmung werden die Aar-
gauerWirtschaftsverbändebeim
Regierungsratvorstellig.DiePrä-
sidentender Industrie-undHan-
delskammer (Marianne Wildi),
des Gewerbeverbandes (Benja-
min Giezendanner) sowie des
Hauseigentümerverbandes (Jea-
nine Glarner) schreiben zusam-
menmit ihren Geschäftsführern
in einemoffenenBrief: «DerRe-
gierungsrat soll im Hinblick auf
die Strommangellage beimBun-
desratvorstelligwerden.DieVer-
sorgungssicherheit istzugewähr-
leisten.Esbraucht einenkonkre-
tenPlanzumBauvonKraftwerken
(z.B.KernkraftwerkeneuererGe-
nerationen oder Gaskombikraft-
werkenalsÜbergangslösung).»

Es könne nicht sein, so die
drei Verbände, «dass mit einem
in Aussicht gestellten Stromab-
schaltungsregime die Existenz
unserer Unternehmen und von
Arbeitsplätzen aufs Spiel gesetzt
wird». Zudem sei die Technolo-
gieneutralitätsicherzustellen.Die
bisherigen Abstimmungen seien
(auch)darangescheitert,dassein-
seitiggewisseEnergieträger,etwa

Strom,bevorzugtbehandeltwor-
den seienund«wegender extre-
men Umverteilungsmechanis-
men, die darin enthalten waren
undwegenderstaatlichdirektge-
lenkten Investitionen». Dem sei
ineinerneuenVorlageRechnung
zutragen.Esseien,soweitkanto-
nal möglich, Massnahmen mit
Anreizsystemen durchzusetzen.
Konkret etwa mit zusätzlichen
steuerlichenAbzügenfürenergie-
sparende Investitionen.

WenigerBürokratie,
vorallembeimBauen
EineNeuauflage des kantonalen
Energiegesetzes soll Bürokratie
ab- und nicht aufbauen, lautet
eine weitere Forderung. Insbe-
sondere im Baubereich sei dafür
zusorgen,dassdieBürokratiever-
mindert werde und energetisch
vorteilhafteUmbauteneinfacher
erfolgenkönnen.

Weiter soll derRegierungsrat
dafür sorgen, dass Energiemass-
nahmen «nicht übereilig, son-
dern mit Augenmass und Rück-
sicht auf getätigte Investitionen
gemacht werden müssen». Bei-
spielsweisesolleinbetagterHaus-
eigentümerineinemAltbaunicht
abgestraft werden, indem von

ihmnochInvestitioneninenerge-
tischerHinsichtverlangtwürden.

Als letztes erwarten die Ver-
bändeeinenraschenEinbezugin
dieVorbereitungsarbeitenfürdie
künftige Energiepolitik des Kan-
tons, «um tragfähige und prak-
tisch umsetzbare langfristige
Lösungen zu erarbeiten». Bevöl-
kerung und Unternehmen im
Aargau und der Schweiz sollten
keineNachteilegegenüberande-
ren Kantonen und dem Ausland
haben. Man sei bereit zur konst-
ruktivenMitarbeit.

Regierungsrat:Waser
bereitsunternommenhat
Der Regierungsrat habe den
Brief zur Kenntnis genommen
undwerde ihnzugegebenerZeit
ausführlich beantworten, sagt
MaurusBüsser,Generalsekretär
des hier federführenden De-
partement Bau, Verkehr und
Umwelt (BVU). Die Verbände
würden offene Türen einren-
nen, sagtBüsser.DasBVUhabe
imOktoberbisNovembereinen
«Runden Tisch Energie» mit
Delegationen aller Fraktionen
desGrossen Ratsmoderiert.

DerRegierungsratwerdesich
indennächstenWochenmitden

Rückmeldungenausdem«Run-
den Tisch Energie» befassen.
Gewerbeverband sowie Indus-
trie- und Handelskammer wer-
den laut Büsser heute Donners-
tag aus erster Hand über die Er-
gebnisse des Runden Tisches
und über das weitere Vorgehen
inderEnergie-undKlimapolitik
informiert.

Der Regierungsrat betone,
dassseineenergie-undklimapoli-
tischenZieleweiterhinGültigkeit
hätten. Der Aargau wolle seinen
Beitrag leisten,umdieseZiele zu
erreichen–Stichwort«Netto-Null
bis 2050». Der Kanton verweist
unteranderemaufdasFörderpro-
gramm Energie 2021–2024 im
Gebäudebereich, das auf grosse
Nachfrage stosse. Weiter habe
derKanton in seinemRichtplan
eineListemitmöglichenStand-
orten für die Wasserkraft und
Windenergie erstellt. Zudem
werde der Kanton eine Solarof-
fensive umsetzen. Der Grosse
RathatdieGelderdafür gespro-
chen und eineMotion überwie-
sen, die den Ausbau von Foto-
voltaik auf kantonseigenen Ge-
bäudenbeschleunige, soBüsser.
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